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Um Gutes zu hören …
… muss man gut hören. Zuhören können, 
lernen können, am geselligen Leben teil-
nehmen – all das setzt ein intaktes Gehör 
voraus. Das sollte gepflegt, die Ohren vor 
Schädigungen geschützt werden. Und die 
eigenen Fähigkeiten sollten von Zeit zu Zeit 
auch auf eine (Hör-)Probe gestellt werden. 
Das Verzwickte am Gehör ist nämlich, dass 
der Hörverlust schleichend einsetzt, quasi 
durch die Hintertür. In der aktuellen Aus-
gabe von Aktiv im Ruhestand drehen sich 
mehrere Beiträge um unser Gehör.

Kompakt berichten wir darüber, was sich 
im Jahr 2025 ändert, etwa Beitragsbemes-
sungsgrenzen und Freibeträge. Darüber, 
über den jüngst erschienenen Neunten 
Alters bericht der Bundesregierung, die  
Forderungen der dbb bundessenioren-
vertretung zur Bundestagswahl und  
weitere interessante Themen lesen  
Sie im neuen AiR. ada
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Bundestagswahl 2025

Mehr politische Beachtung für Ältere
Die dbb bundesseniorenvertretung hat im Dezember 2024 ihre Forderungen 
an die Politik für die Bundestagswahl 2025 vorgestellt.

In Deutschland leben der­
zeit rund 18,9 Millionen 
Menschen, die 65 Jahre 
oder älter sind – das ent­
spricht über 22 Prozent der 
Bevölkerung. Bis zum Jahr 
2030 wird dieser Anteil auf 
25,5 Prozent ansteigen. 
„Trotz der Bedeutung die­
ser Wählergruppe wird die 
Seniorenpolitik vernachläs­
sigt. Wesentliche Themen, 
die die ältere Generation 
betreffen, sind im aktuel­
len Koalitionsvertrag kaum 
vertreten“, kritisiert der 
Vorsitzende der dbb bun­
desseniorenvertretung, 
Horst Günther Klitzing, 
und fordert eine Politik, die 
der alternden Gesellschaft 
gerecht wird, ohne dabei 
die Zukunftsaussichten der 
jüngeren Generationen zu 
vernachlässigen.

„Dazu muss die neu zu 
wählende Bundesregie­
rung unter anderem die 
Alterseinkommen im ge­
gliederten Alterssiche­
rungssystem sichern,  
medizinische und pflegeri­
sche Versorgung vor allem 
im ländlichen Raum ge­

währleisten und bezahl­
baren, generationen­
gerechten Wohnraum 
schaffen“, so Klitzing. Zu­
dem geht es darum, die 
Infrastruktur für barriere­
freie und kostengünstige 
öffentliche Mobilität zu 
modernisieren und auszu­
bauen. „Wenn die Bedürf­
nisse der älteren Genera­
tion bei diesen Projekten 
von Anfang an mitge­
dacht werden, profitiert 
am Ende die ganze Gesell­
schaft von den Investitio­
nen“, betont Klitzing. „Die 
Politik ist deshalb gut be­
raten, die Anliegen dieser 
großen und demokratisch 
engagierten Bevölke­
rungsgruppe ernst zu 
 nehmen.“

Die dbb bundessenioren­
vertretung fordert darüber 
hinaus:

• Das eigenständige Sys­
tem der Beamtenver­
sorgung als bewährtes 
Instrument der verfas­
sungsrechtlich zu ge­
währleistenden Ali­
mentation zu stärken,

• in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung ein 
Rentenniveau zu wah­
ren, das – zumindest im 
Zusammenspiel mit ei­
ner kapitalgedeckten 
Zusatzvorsorge – eine 
Lebensstandardsiche­
rung im Alter gewähr­
leistet,

• Kindererziehungs­ oder 
Pflegezeiten als gesell­
schaftliche Leistung an­
zuerkennen und stärker 
als bisher versorgungs­ 
und rentenerhöhend 
einzubeziehen,

• die Beibehaltung des 
dualen Krankenver­
sicherungssystems, 
 einschließlich der beam­
tenrechtlichen Beihilfe­
regelungen,
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 < Videokampagne zur Bundestagswahl

Wir mischen uns ein

Der Ausgang der anstehenden Bundes-
tagswahl wird großen Einfluss auf die 
Zukunft des öffentlichen Dienstes haben. 
Ob Aufgabenlast, Bezahlung, Digitalisie-
rung oder Ressourcen: In allen Bereichen 
gibt es Änderungsbedarf. Eine Wahl ist 
eine große Chance mitzugestalten, aber 
auch ein großes Risiko für Rückschritte. 
Der dbb bringt seine Haltungen aktiv in 
den Wahlkampf mit ein. Da die sozialen 
Medien die politische Meinungsbildung 
maßgeblich mitbestimmen, machen wir 
auch hier unsere Positionen deutlich.

Die Mitglieder der dbb Bundesleitung 
stellen in mehreren kurzen Videos kom-

pakt vor, was sie von der kommenden 
Bundesregierung erwarten. Sie machen 
in ihren Statements auf die Bedeutung 
der Wahl für die verschiedenen Facetten 
des öffentlichen Dienstes aufmerksam. 
Diese Videos werden im Vorfeld der 
Wahl über die Social-Media-Kanäle des 
dbb (Facebook, Instagram, Bluesky und 
LinkedIn) und auf der dbb Website aus-
gespielt.

Mehr Informationen 
zur Bundestagswahl 
auf der Sonderseite 
des dbb: https://
www.dbb.de/ 
bundestagswahl- 
2025.html

CESI-Kongress

Fokussierung auf die Bedürfnisse 
der älteren Generation
Im Dezember wurde auf dem CESI-Kongress die Erweiterung um eine Senioren-
organisation beschlossen. Das Gremium folgte damit auch einem Antrag des dbb.

Unter dem Motto „Unab-
hängigkeit, Einheit, Fort-
schritt: Die Belegschaft 
von heute für morgen 
stärken“ hat der Kongress 
der CESI, die Gewerkschaf-
ten aus ganz Europa auf 
EU-Ebene vertritt, die 
Gründung einer CESI-
Senioren organisation zur 
Vertretung der Interessen 
älterer Generationen auf 
europäischer Ebene be-
schlossen. Die Schaffung 
der CESI-Senioren sei sinn-
voll, „da die demografi-
schen Herausforderungen 
und die Bedürfnisse der 
älteren Generation länder-
übergreifend ähnlich 
sind“, heißt es in der 
Antrags begründung. Eine 
europäische Plattform er-
mögliche es, gemeinsame 

Lösungen zu entwickeln 
und den Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Mit-
gliedstaaten zu fördern. 
Und: „Die CESI kann hier 
eine zentrale Rolle spielen, 
um den älteren Generatio-
nen auf europäischer Ebe-
ne Gehör zu verschaffen 
und ihre Interessen kohä-
rent zu vertreten.“

„Freude und Genugtuung“, 
empfindet Horst Günther 
Klitzing, Vorsitzender der 
dbb bundesseniorenver-
tretung, darüber, dass die 
vom dbb eingebrachten 
Anträge angenommen 
worden sind. „Vor allem 
freue ich mich natürlich 
über die Satzungsände-
rung, die nun analog zu 
CESI-Youth auch eine CESI-

Seniorenvertretung vor-
sieht. Die gilt es jetzt zu 
gründen und mit Leben 
und europäischem Geist 
zu füllen“, sagte Klitzing. 
Auch für Anke Schwitzer, 
Stellvertretende Vorsitzen-
de der dbb bundessenio-
renvertretung, die eben-
falls am Kongress 
telgenommen hat, ist die 
Gründung ein bedeutsa-
mer Moment. Bedauerlich 
ist für den Klitzing hinge-
gen, dass es nach wie vor 
Schwierigkeiten gibt, „eine 
europäische Sozialpolitik 
zu gestalten, die auch die-
sen Namen verdient. Zu-
dem muss es der CESI end-
lich gelingen, die 
strukturell bedingten Hin-
dernisse im sozialen Dialog 
Europas zu überwinden.“

CESI steht für Confédéra-
tion Européene des Syndi-
cats Indépendants, also 
 Europäische Union der Un-
abhängigen Gewerkschaf-
ten. Sie vertritt auf EU-Ebe-
ne über sechs Millionen 
Arbeitnehmer aus über 40 
Gewerkschaftsorganisatio-
nen in ganz Europa. Mitte 
Dezember trafen sich die 
Delegierten zu ihrem Kon-
gress in Brüssel. Neben der 
Wahl eines neuen Präsidi-
ums standen auch die Be-
ratung und Annahme von 
54 eingereichten Anträgen 
an, um die Interessenver-
tretung, das Engagement 
im europäischen Sozialdia-
log und die organisatori-
sche Entwicklung der CESI 
in den nächsten Jahren zu 
lenken.

 _
Weitere Informationen zum 
Kongress der CESI lesen Sie  
auf Seite 36 des Magazins.

• die Sicherstellung der sta-
tionären medizinischen 
sowie ambulanten ärzt-
lichen Versorgung auch 
in ländlichen Regionen,

• als weitere Maßnahme 
die Vereinbarkeit der Pfle-
ge von Angehörigen mit 
Erwerbstätigkeit zu ver-
bessern, unter anderem 
eine Entgeltersatzleistung 
für pflegende Angehöri-
ge, und nicht zuletzt

• die Förderung sozialer 
und kultureller Projekte 
sowie von Projekten zum 
Umgang mit digitalen An-
wendungen für Ältere.

 _
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Neunter Altersbericht der Bundesregierung

Vielfältige Lebensrealitäten
Deutschland muss sich auf eine steigende Zahl von Älteren einstellen. Die 
dbb bundesseniorenvertretung fordert einen gerechten Umgang der Gene-
rationen miteinander.

„Alt werden in Deutsch-
land – Vielfalt der Potenzi-
ale und Ungleichheit der 
Teilhabechancen“ – so lau-
tet der Titel des Neunten 
Altersberichts der Bundes-
regierung, der am 8. Janu-
ar 2025 vorgestellt worden 
ist.

Der demografische Wan-
del in Deutschland führt 
zu einer stärkeren Alte-
rung der Bevölkerung.  
Jede fünfte Person in 
Deutschland ist heute 
 älter als 66 Jahre, jede 
zweite älter als 45. Eine 
Besonderheit bildet die 
Generation der seit Mitte 

der 1950er-Jahre bis Ende 
der 1960er-Jahre Gebore-
nen. Bis Ende der 2030er-
Jahre wird ein Großteil 
dieser Menschen das 
Rentenalter erreicht ha-
ben. Diese Entwicklung 
wird eine große Lücke auf 
dem Arbeitsmarkt hinter-
lassen und die Sozialsys-
teme herausfordern. Die 
Zahl der über 80-Jährigen 
wird voraussichtlich von 
heute rund sechs Millio-
nen auf acht bis zehn 
 Millionen im Jahr 2050 
steigen. Der Anteil der 
Pflegebedürftigen könnte 
bis zum Jahr 2055 auf 
7,6 Millionen anwachsen.

 < Aktiv bis ins hohe Alter

Ältere Menschen leben in 
Deutschland so vielfältig 
wie nie zuvor, bringen 
sich ein und sind aktiv bis 
ins hohe Alter. Allerdings 
müssen sie teils hohe 
Hürden überwinden, um 
am gesellschaftlichen Le-
ben teilhaben zu können. 
„Die derzeitige Sozial-
gesetzgebung, etwa die 
Regelungen zur Altenhilfe 
SGB XII, ist nicht geeig-
net, gesellschaftliche Teil-
habe Älterer zuverlässig 
zu ermöglichen. Dass der 
Altersbericht hier Refor-
men hin zu verbindlichen 

sozialen Standards und 
einer verlässlichen finan-
ziellen Grundlage fordert, 
eröffnet Chancen auf 
mehr Generationenge-
rechtigkeit“, zeigte sich 
der Vorsitzende der dbb 
bundesseniorenvertre-
tung, Horst Günther 
 Klitzing, überzeugt.

Zudem tragen weiterhin 
die Frauen das größte Ri-
siko, im Alter von Armut 
betroffen zu sein. „Es ist 
höchste Zeit, dass wir 
Frauen in der Pflege sys-
tematisch entlasten“, ap-
pellierte Milanie Kreutz, 
Vorsitzende der dbb bun-
desfrauenvertretung. 
„Der Altersbericht stellt 
fest, dass die Familien-
pflegezeit dringend mit 
Lohnersatzleistungen 
ausgestattet werden 
muss – das fordern wir 
schon seit Jahren.“

 < Schwerpunkt  
Altersdiskriminierung

Der Bericht arbeitet her-
aus, dass Teilhabechancen 
sozial ungleich verteilt 
sind. Es bedarf besonderer 
Aufmerksamkeit, um 
gleichberechtigte und 
selbstbestimmte Teilhabe 
für alle Älteren, insbeson-
dere für sozial benachtei-
ligte Gruppen, sicherzu-
stellen. Dazu gehören 
ältere Menschen mit Be-
hinderungen, mit Migra-
tionsgeschichte, ältere 
schwule, lesbische oder 
auch Trans-Personen und 
weitere bislang eher unter-
repräsentierte Gruppen, 
die sich in prekären Le-
benssituationen befinden. 
In der Regel kämen Be-
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nachteiligungen in ver­
schiedenen Bereichen zu­
sammen und verstärken 
sich gegenseitig, betont 
das elfköpfige Autoren­
team rund um Prof. Marti­
na Brandt, die Vorsitzende 
der Neunten Altersbe­
richtskommission. So etwa 
gehe Armut oft mit einem 
niedrigen Bildungsstand 
einher. Beides könne wie­
derum in Wechselwirkung 
mit gesundheitlichen Be­
einträchtigungen stehen.

Horst Günther Klitzing 
 betonte, dass das Schwer­
punktthema Ageismus ein 
echter Gewinn für den Al­
tersbericht sei. Ageismus 
ist die ungerechtfertigte 
Ungleichbehandlung älte­
rer Menschen im Vergleich 
mit jüngeren Menschen 
aufgrund ihres Alters. Vie­

le Menschen aller Alters­
stufen orientieren sich in 
ihrem Handeln und Verhal­
ten mehr oder weniger an 
verbreiteten Annahmen 
darüber, „wie ältere Men­
schen sind“ oder „was älte­
re Menschen normalerwei­
se tun“, wie es im Bericht 
heißt.

„Auf die oft versteckten 
kleinen Altersdiskriminie­
rungen im Alltag hinzu­
weisen, schärft hoffent­
lich den Blick einer 
breiteren Öffentlichkeit. 
Ageismus findet an Super­
marktkassen, im Straßen­
verkehr, bei Behördengän­
gen und überall da statt, 
wo sich Alte und Junge 
begegnen. Die dbb bun­
desseniorenvertretung 
fordert deshalb schon seit 
Langem, Themen wie et­

wa Barrierefreiheit so­
wohl im öffentlichen 
Raum als auch in der digi­
talen Welt konsequent zu 
durchdenken und umzu­
setzen.“

Alt werden in Deutsch­
land sollte bedeuten, das 
Leben so lange wie mög­
lich nach den eigenen Vor­
stellungen gestalten zu 
können. Die scheidende 
Bundesseniorenministerin 
Lisa Paus sagte bei der 
Vorstellung des Berichts, 
dass es wichtig sei, das  
Erreichte in den kommen­
den Jahren weiter aus­
zubauen. „Wer die not­
wendigen materiellen 
Verbesserungen Älterer 
angehen will, sei es bei 
Rente, Gesundheitsversor­
gung oder Pflege, muss 
aber auch die Gerechtig­

keit zwischen den Genera­
tionen im Blick behalten“, 
so Klitzing.

 < Altersberichte

Seit 1993 wird in jeder Le­
gislaturperiode ein Bericht 
zur Lage der Älteren in 
Deutschland verfasst. Der 
jetzt vorgelegte Neunte 
Altersbericht hat als senio­
renpolitisches Schwer­
punktthema die Vielfalt 
der Lebenssituationen und 
die Teilhabemöglichkeiten 
von älteren Menschen in 
den Mittelpunkt gerückt. 
Der Bericht beleuchtet die 
Lebensbereiche materielle 
Sicherheit, Erwerbs­ und 
Sorgearbeit im Ruhestand, 
Gesundheit, Wohnen, En­
gagement, politische Be­
teiligung und soziale Bezie­
hungen.

 _
Nachruf

Horst Bäuerle
Der ehemalige Vorsitzen­
de des Beamtenbundes 
Baden­Württemberg ist 
am 27. Dezember 2024 im 
Alter von 88 Jahren gestor­
ben. Zwölf Jahre, zwischen 
1991 und 2003, hatte er 
den Verband maßgeblich 
mitgeprägt.

Der amtierende Landesvor­
sitzende Kai Rosenberger 
erinnerte sich „an die Mo­
mente, in denen er sein 
Sakko auszog und die 
Hemdärmel hochkrempel­
te“. Dann sei klar gewesen: 
„Jetzt folgt ein rhetorisches 
Feuerwerk.“ Und der stell­
vertretende Ministerprä­
sident und Innenminister 
Thomas Strobl nannte 
ihn „die kräftige Stimme 
der Beamtinnen und 
Beamten im Land“.

Bäuerle vertrat mit gro­
ßem Engagement und 
Kampfgeist die Interessen 
der Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes und 
verschaffte sich stets Ge­
hör bei der Landespolitik. 
Auch Konflikte mit der 
Landesregierung 
scheute er in von 
einsei tigen Spar­
maßnahmen 
 gegen den öf­
fentlichen 
Dienst ge­

prägten Zeiten keines­
wegs. Stets hob er in der 
Öffentlichkeit die Bedeu­
tung der Arbeit der im öf­
fentlichen Dienst Beschäf­
tigten hervor und trug zu 
ihrer Anerkennung maß­
geblich bei.

Auf Bundesebene, beim 
dbb beamtenbund und 
 tarifunion, vertrat Horst 
Bäuerle von 1981 bis 2003 
die Interessen des Landes­
verbandes im Bundesvor­

stand und im Bundes­
hauptvorstand.

Bereits im Jahr 1973 
hatte der Vermes­
sungsingenieur den 
BTB (heute BTBkom­

ba) in Baden­Würt­
temberg mitge­
gründet und 
war lange Jahre 
sein Vorsitzen­
der. Für die Be­
lange der tech­
nischen Berufe 
im öffentlichen 

Dienst machte er sich zu­
dem als Vizepräsident der 
Ingenieurkammer Baden­
Württemberg stark.

Bäuerle machte sich nicht 
nur als Gewerkschafter ei­
nen Namen. Von 1998 bis 
2009 war er Vorsitzender 
des Landesrundfunkrats. 
Und der gelernte Vermes­
ser sammelte „Grenzstein­
zeugen“, kleine Scheiben 
oder Tafeln, die früher ins­
besondere in Süddeutsch­
land in die Erde einge­
lassen wurden, um 
Grenzverläufe auch ohne 
eigentlichen Grenzsteine 
nachvollziehen zu können. 

Horst Bäuerle war Träger 
des Bundesverdienstkreu­
zes 1. Klasse und des Ver­
dienstordens des Landes 
Baden­Württemberg.

Die dbb bundessenioren­
vertretung wird Horst Bäu­
erle stets ein ehrendes An­
denken bewahren. 
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Neuerungen 2025

Was bringt das Jahr 2025?
Zum Jahresbeginn haben sich erneut verschiedene gesetzliche Regelungen 
geändert. Einige Steuern und Abgaben sind gestiegen, während an anderen 
Stellen Entlastungen spürbar werden. Ein kurzer Überblick.

 < Steigende Freibeträge

Der steuerliche Grundfrei­
betrag – also jenes Einkom­
men, bis zu dem keine Ein­
kommensteuer gezahlt 
werden muss – steigt im 
Jahr 2025 auf 12 096 Euro 
und im darauffolgenden 
Jahr auf 12 348 Euro. Die­
ser Betrag bleibt steuerfrei. 
Er dient dazu, das Existenz­
minimum einer erwachse­
nen Person zu sichern.

Darüber hinaus werden in 
diesem Jahr die Steuertari­
fe angepasst, um die soge­
nannte kalte Progression 
auszugleichen. Die kalte 
Progression kann im Zu­
sammenspiel zwischen 

progressivem Steuersys­
tem und Inflation entste­
hen. Werden Löhne und 
Gehälter lediglich an die 
Inflation angepasst, kann 
dies dazu führen, dass 
Steuerpflichtige in höhere 
„Steuerstufen“ gelangen, 
obwohl ihre reale Kauf­
kraft unverändert bleibt. 
Der Progressionseffekt 
übersteigt dann den Effekt 
der Lohnerhöhung. Diesem 
unerwünschten Effekt 
wird dadurch begegnet, 
dass die Tarifeckwerte des 
Steuertarifs (bis auf den 
Tarifeckwert der soge­
nannten Reichensteuer) 
um 2,6 Prozent nach 
„rechts“ verschoben wer­
den. Im folgenden Jahr fin­

det eine erneute Anpas­
sung um 2 Prozent statt.

Auch in diesem Jahr wird 
der steuerliche Kinderfrei­
betrag angehoben – auf 
9 600 Euro im Jahr 2025 
und 9 756 Euro im Jahr 
2026. Gleichzeitig steigt 
auch das Kindergeld um 
fünf Euro pro Monat auf je­
weils 255 Euro. Außerdem 
steigt der Sofortzuschlag 
um 5 Euro auf 25 Euro pro 
Monat, wodurch sich der 
monatliche Höchstbetrag 
des Kinderzuschlags auf 
297 Euro pro Kind erhöht. 
Der Kinderzuschlag wird 
gezahlt, wenn das Einkom­
men für den eigenen Le­
bensunterhalt reicht, aber 

es nicht oder nur knapp 
ausreicht, um auch für den 
gesamten Bedarf der Fami­
lie aufzukommen.

 < Grundsteuerreform  
in Kraft

Ebenfalls ab dem 1. Januar 
2025 wird die Grundsteuer 
auf Grundlage des refor­
mierten Rechts erhoben. 
Diese Reform war notwen­
dig geworden, da das Bun­
desverfassungsgericht das 
bisherige System im Jahr 
2018 als verfassungswidrig 
eingestuft hatte. Die Rich­
ter und Richterinnen waren 
zu dem Schluss gekommen, 
dass die aktu elle Berech­
nungs methode über holt ist 
und zu einer gravie renden 
Ungleich behand lung der 
Immobilienbesitzenden 
 geführt habe.

Bis dato waren Daten aus 
den 1960er­ und teilweise 
aus den 1930er­Jahren 
heran gezogen worden, um 
die Höhe der Grund steuer 
zu berechnen. Da sich aber 
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im Laufe der Zeit der Wert 
vieler Grund stücke und 
Gebäude, insbesondere in 
Ballungsräumen, stark 
verän dert hatte, musste 
eine neue Berechnungs­
grundlage für die Erhe­
bung der Grundsteuer 
 erstellt werden. Bei der 
Diskussion um die neue 
Grundsteuer konnte 
 zwischen der Bundes­
regierung und den Bundes­
ländern keine Eini gung da­
rüber erzielt werden, wie 
ein neues Grundsteuermo­
dell gestaltet werden soll. 
Insofern wurde den Bun­
desländern freigestellt, ein 
eigenes System zu etablie­
ren. Einige Länder folgten 
dem Bundesmodell, an­
dere, wie beispielsweise 
Bayern oder Baden­Würt­
temberg, haben eigene 
Modelle erarbeitet. Ziel 
war eine insgesamt auf­
kommensneutrale Reform. 
Allerdings führen die Neu­
bewertungen nun auf der 
einen Seite zu mitunter 
deutlichen Erhöhungen 
der Grundsteuer, anderer­
seits ermäßigen sich für 
andere Grundbesitzer die 
zu zahlenden Beträge.

 < Sozialversicherungs-
größen

Die Versicherungsgrößen 
in den einzelnen Zweigen 
der sozialen Sicherung 
wurden mit Jahresbeginn 
teils drastisch erhöht. So 
steigen die Beitragsbemes­
sungsgrenzen in der ge­
setzlichen Renten­ und 
 Arbeitslosenversicherung 
und in der Kranken­ und 
Pflegeversicherung. Die 
Beitragsbemessungsgren­
ze ist der Höchstbetrag, bis 
zu dem das Einkommen 
bei der Beitragsberech­
nung berücksichtigt wird. 
Grund dafür ist eine posi­
tive Einkommensentwick­
lung in den letzten Jahren. 

Dieser starke Anstieg 
hängt allerdings zuvör­
derst mit den hohen Infla­
tionsraten der Vorjahre zu­
sammen.

Infolgedessen stieg zum 
1. Januar 2025 die Beitrags­
bemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Renten­ und  
Arbeitslosenversicherung 
von 7 450 Euro in den neuen 
Bundesländern und 
7 550 Euro in den alten auf 
8 050 Euro pro Monat. Für 
darüber hinausgehendes 
Einkommen müssen keine 
Beiträge gezahlt werden. 
Erstmals gibt es eine einheit­
liche Beitragsbemessungs­
grenze für alle Bundesländer. 
Die Beitragsbemessungs­
grenze in der Kranken­ und 
Pflegeversicherung steigt 
ebenfalls deutlich − auf jähr­
lich 66 150 Euro (5 512,50 Eu­
ro im Monat). Im Jahr 2024 
lag sie bei lediglich 
62 100 Euro jährlich 
(5 175 Euro im Monat).

Die Versicherungspflicht­
grenze, also der Betrag, bis 
zu dem Beschäftigte ge­
setzlich krankenversichert 
sein müssen, erhöht sich 
auf 73 800 Euro pro Jahr 
(6 150 Euro im Monat). Im 
Vorjahr lag sie noch bei 
69 300 Euro jährlich 
(5 775 Euro im Monat).

Auch die kassenindividuel­
len Zusatzbeiträge der ge­
setzlichen Krankenkassen 
steigen zum Teil kräftig. 
Aber auch Versicherte der 
privaten Krankenkassen 
haben seit Anfang des Jah­
res teilweise hohe Tarif­
steigerungen verkraften 
müssen.

 < Hinzuverdienstgrenzen

Wer eine Rente wegen 
 verminderter Erwerbs­
fähigkeit bezieht, kann ab 
 Januar 2025 mehr hinzu­

verdienen. Bei voller Er­
werbsminderung ergibt 
sich eine jährliche Hinzu­
verdienstgrenze von rund 
19 661 Euro. Bei Renten 
wegen partieller Erwerbs­
minderung beträgt die 
Mindesthinzuverdienst­
grenze rund 39 322 Euro.

 < Späterer Renteneintritt

Seit 2012 wird das Renten­
eintrittsalter schrittweise 
angehoben – bis zum Jahr 
2031 auf das 67. Lebens­
jahr („Rente mit 67“). Ak­
tuell erreicht der Jahrgang 
1960 die reguläre Alters­
grenze mit 66 Jahren und 
vier Monaten. Für Men­
schen, die später geboren 
wurden, erhöht sich das 
Renteneintrittsalter in 
Zwei­Monats­Schritten 
weiter. Ab dem Geburts­
jahrgang 1964 gilt das 
67. Lebensjahr als Alters­
grenze.

Bei der abschlagsfreien 
Rente für besonders lang­
jährig Versicherte (ur­
sprünglich „Rente mit 63“) 
steigt die Altersgrenze 
schrittweise vom 63. auf 
das 65. Lebensjahr. 1961 
Geborene können diese Al­
tersrente ab einem Alter 
von 64 Jahren und sechs 
Monaten erhalten. Für spä­
ter Geborene erhöht sich 
die Altersgrenze pro Jahr­
gang um zwei Monate. Ab 
dem Geburtsjahrgang 
1964 gilt einheitlich das 
65. Lebensjahr als Alters­
grenze.

 < Höhere Beitragssätze 
für die Pflege ab 2025

Der Beitragssatz zur sozia­
len Pflegeversicherung 
steigt um 0,2 Prozent­
punkte. Damit soll die Zah­
lungsfähigkeit der sozialen 
Pflegeversicherung sicher­
gestellt werden.

Gleichzeitig steigen aber 
auch die Leistungsbeträge 
der Pflegeversicherung 
zum 1. Januar 2025 um 
4,5 Prozent, darunter fällt 
auch das Pflegegeld. Die 
Anpassung der Leistungs­
beträge hat ein Gesamtvo­
lumen von 1,8 Milliarden 
Euro.

Ab Juli 2025 wird ein ge­
meinsamer Jahresbetrag 
von 3 539 Euro für Ersatz­ 
und Kurzzeitpflege einge­
führt, der flexibel für bei­
de Leistungen genutzt 
werden kann. Außerdem 
besteht der Anspruch auf 
sofortige Ersatzpflege. 
Voraussetzung war bis­
her, dass die Pflegeper­
son den Pflegebedürfti­
gen bereits sechs Monate 
lang zu Hause gepflegt 
hat. Diese Regelung gilt 
nun nicht mehr.

 < Wichtig zu wissen

Der CO₂­Preis ist ab Januar 
2025 von 45 auf 55 Euro 
pro Tonne gestiegen. Auto­
fahren und das Heizen 
mit fossilen Brennstoffen 
könnten künftig also deut­
lich teurer werden. Auch 
die Stromumlage ist zum 
1. Januar 2025 um 1,3 Cent 
pro Kilowattstunde auf 
3,15 Cent brutto gestiegen, 
hier sind ebenfalls Preis­
steigerungen zu erwarten.

Ab dem 28. Juni 2025 müs­
sen bestimmte Produkte 
und Dienstleistungen bar­
rierefrei sein. Dazu zählen 
etwa Computer, Geld­ und 
Fahrausweisautomaten so­
wie bestimmte Webseiten, 
Bankdienstleistungen oder 
Personenbeförderungs­
dienste. Menschen mit  
Behinderungen soll damit 
eine umfassendere Teil­
nahme am digitalen öf­
fentlichen Leben ermög­
licht werden. rh
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